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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Dienstag, 1. August, 15 Uhr, Riemerschmidstraße 16
Bürgermeisterin Verena Dietl spricht ein Grußwort zum Jubiläum „50 Jahre 
Erziehungs- und Familienberatungsstelle Diakonie Hasenbergl e.V.“. Mütter, 
Väter, Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene bis 27 Jahre können sich 
bei Erziehungsfragen, Konflikten in der Familie, in der Schule oder im sozia-
len Miteinander an die Beratungsstelle wenden. Ein großes Thema ist auch 
der Umgang aufgrund von Trennung und Scheidung. Neu seit 2022 ist das 
Projekt „Kidstime“ für Familien mit einem psychisch erkrankten Elternteil, 
das jeden ersten Freitag im Monat stattfindet. Weitere Informationen zum 
Beratungsangebot unter www.diakonie-hasenbergl.de

Mittwoch, 2. August, 10 Uhr, Rathaus, Kleiner Sitzungssaal
Bürgermeisterin Verena Dietl stellt Details zum Kinder- und Jugendrathaus 
vor. Die neue Anlaufstelle für Kinder und Jugendliche ist direkt bei der 
Stadtspitze angesiedelt. Ziele der Partizipation sind, Anregungen und Be-
teiligungsmöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen für die Stadtgesell-
schaft erkennbar werden zu lassen und sie in allen Bereichen der Stadtver-
waltung einzubeziehen.
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Fotoaufnahmen geeignet.

Wiederholung
Mittwoch, 2. August, 10.30 Uhr, Tumblingerstraße 31
Bürgermeisterin Katrin Habenschaden und Mobilitätsreferent Georg 
Dunkel eröffnen das erste städtische Radlogistik-Hub in München, eine 
Drehscheibe für klimafreundliche Lieferungen mit dem Lastenrad. Zur 
Eröffnung sprechen außerdem Kira Weißbach, 2. Werkleiterin Markthallen 
München, Dr. Josef Rott, Abteilungsleiter Vernetzte Mobilität und ÖPNV 
im Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, Dr. Man-
fred Gößl, Hauptgeschäftsführer der IHK für München und Oberbayern, 
und Marco Schlüter, Chief Operations Officer Hermes Germany. 
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Fotograf*innen geeignet. Anmel-
dungen bis 1. August, 13 Uhr, per E-Mail an presse.mor@muenchen.de.

Wiederholung
Mittwoch, 2. August, 10.40 Uhr, Treffpunkt: Karl-Marx-Ring 3, Innenhof
Presserundgang mit Stadtbaurätin Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk 
zu Orten und Projekten in Neuperlach, die sich aktuell in der Planung und 
Umsetzung befinden. Mit dabei sind außerdem weitere Vertreter*innen 
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des Planungsreferats, der Wohnungsbaugesellschaften GEWOFAG und 
GWG sowie der Münchner Gesellschaft für Stadterneuerung mbH (MGS). 
Als besonderer Gast begleitet Gottfried Hansjakob den Rundgang, der als 
Landschaftsarchitekt in den 1970er Jahren im Auftrag der Neuen Heimat 
die Grünplanungen für große Teile in Neuperlach entwickelt und umgesetzt 
hat. Neuperlach zusammen mit den Bürger*innen fit für die Zukunft zu 
machen, ist das gemeinsame Ziel der Stadtsanierung, des Handlungs-
raumkonzeptes und des EU-Leuchtturmprojekts „Creating NEBourhoods 
together“. Der Rundgang endet gegen 13 Uhr.
Achtung Redaktionen: Um Anmeldung bis Dienstag, 1. August, per 
E-Mail an presse.plan@muenchen.de wird gebeten.

Donnerstag, 3. August, 19 Uhr, Kunstpavillion Alter Botanischer Gar-
ten, Sophienstraße 7a
Verleihung des Seerosenpreises 2023 mit Stadtrat Lars Mentrup (SPD/
Volt-Fraktion) in Vertretung des Oberbürgermeisters und Kulturreferent 
Anton Biebl. Begrüßung durch den Sprecher des Seerosenkreises, Tobias 
Krug. Mit dem jährlich von der Münchner Künstlerschaft vergebenen und 
vom Kulturreferat geförderten Preis werden aus dem Bereich Bildende 
Kunst Sinda Dimroth und Christian Wichmann ausgezeichnet. Die Laudati-
onen halten Reinhard Fritz für Sinda Dimroth und Marion von Schabrowsky 
für Christian Wichmann.
Mit der Preisverleihung ist eine Ausstellung von Werken der Ausgezeichne-
ten verbunden, die vom 4. bis 21. August im Kunstpavillion zu sehen ist.
Achtung Redaktionen: Pressekontakt über Tobias Krug, E-Mail post@tobi-
askrug.de

Bürgerangelegenheiten

Montag, 7. August, 19.30 Uhr, Pfarrsaal Erscheinung des Herrn, Terofal-
straße 66 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 20 (Hadern). Auf der Tagesordnung ste-
hen auch Bürgerfragen. 
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Meldungen

„CHILDREN Jugend hilft!“: Zwei Preisträger aus München
(31.7.2023) Die Förderung des freiwilligen bürgerschaftlichen Engage-
ments, insbesondere von jungen Menschen, ist der Stadt München seit 
vielen Jahren ein großes Anliegen. Strategisch findet dies unter anderem 
im Stadtentwicklungskonzept „Perspektive München“, dem zentralen 
Steuerungsinstrument zur Gestaltung der Zukunft Münchens, seinen Nie-
derschlag. So brachte der Stadtrat zum Beispiel im März die Schaffung ei-
nes Kinder- und Jugendrathauses auf den Weg, um die Partizipation junger 
Menschen zu stärken. Darüber hinaus werden von der Stadt viele Projekte 
im schulischen und außerschulischen Bereich gefördert.
Im deutschlandweiten Programm „CHILDREN Jugend hilft!“ der spenden-
finanzierten Kinderhilfsorganisation „Children for a better World“ werden 
Projekte von Kindern und Jugendlichen im Alter von 6 bis 21 Jahren ausge-
zeichnet. Auch in diesem Jahr erhielten viele Kinder und Jugendliche einen 
Preis, die sich in ihren Projekten für andere oder die Umwelt vorbildhaft 
einsetzen. Zwei dieser Projekte kommen aus München. Oberbürgermeis-
ter Dieter Reiter hat ihnen jetzt für ihr beispielhaftes Engagement gedankt 
und ihnen zu diesem Erfolg gratuliert.
Mit dem Projekt „Kultur schmeckt!“ im Rahmen des Freiwilligen Sozi-
alen Jahres werden gemeinsam mit weiteren Engagierten unterschiedli-
che Kulturen zusammengebracht. Gemeinsam wird gekocht, und diese 
Geschmackserlebnisse werden dann mit Besucher*innen der Mohr-Villa 
geteilt. So entsteht ein besseres Verständnis füreinander. Gleichzeitig wirkt 
dieses Projekt integrativ und junge Menschen werden an das gesellschaft-
liche Engagement herangeführt. Dabei wird ihnen aufgezeigt, dass sie mit 
ihrem Engagement etwas zum Zusammenhalt der Gesellschaft leisten 
können. Mehr Informationen unter www.mohr-villa.de/veranstaltung/kul-
tur-schmeckt.html
Das Projekt „Jugend-Enquete-Kommission“ konnte im Rahmen des 
Wettbewerbs ebenfalls einen Preis erhalten. Junge Menschen ermög-
lichen anderen jungen Leuten, reale Partizipation zu erleben, indem die 
Jugendlichen mit selbst formulierten Strategiepapieren Politiker*innen auf 
Lösungsansätze und Handlungsempfehlungen zu konkreten Themen (im 
Jahr 2023 „Das Loch im Generationenvertrag – Lösungen für das Renten-
system in Deutschland“) aufmerksam machen. Damit bewirkt das Projekt 
auch, dass die Jugendlichen lernen, wie Demokratie funktioniert. Gleich-
zeitig erfahren Politiker*innen von den Herausforderungen der Jugendli-
chen und welche Lösungen diese sich vorstellen können. Informationen 
unter https://jugend-enquete-kommission.de

http://www.mohr-villa.de/veranstaltung/kultur-schmeckt.html 
http://www.mohr-villa.de/veranstaltung/kultur-schmeckt.html 
https://jugend-enquete-kommission.de
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Freikarten für das „World Peace Game“ zu gewinnen
(31.7.2023) Das „World Peace Game“ (WPG) ist ein politisches Rollenspiel 
für Jugendliche von 11 bis 15 Jahren, das in mittlerweile 38 Ländern Schü-
ler*innen, Pädagog*innen und Eltern fasziniert. In München übernehmen 
die Jugendlichen von 7. bis 11. August vormittags in der Hanns-Seidel-Stif-
tung die Rollen von Ministerpräsident*innen, Verteidigungsminister*innen, 
Wirtschaftsminister*innen und Weltbanker*innen. Jede Gruppe vertritt 
eine Organisation oder ein Fantasie-Land. Doch die globalen Probleme lö-
sen und gewinnen können die Jugendlichen nur, wenn sie kooperieren und 
Kompromisse schmieden.
Anlässlich der Deutschlandpremiere der WPG-Masterclass, die vom Re-
ferat für Bildung und Sport unterstützt wird, können Eltern Freikarten im 
Wert von je 100 Euro für die Teilnahme ihres Kindes am World Peace Game 
gewinnen. Wer bei dem Spiel mitmachen will, muss eine E-Mail senden 
an masterclass.munich@worldpeacegame.org mit dem Betreff „WPG Ge-
winnspiel Stadt München“.
Stadtschulrat Florian Kraus wird sich am Donnerstag, 10. August, das 
„World Peace Game“ in Aktion ansehen. Auch Bürgermeisterin Verena 
Dietl nimmt sich Zeit für ein Gespräch mit den Jugendlichen, die am Don-
nerstagnachmittag eine Exkursion in die „echte” Politik machen und eine 
Führung durchs Münchner Rathaus erhalten.
Lehrer*innen oder Referendar*innen, die sich für die Ausbildung als „Fa-
cilitator” angemeldet haben, können mit dem Zertifikat der World Peace 
Game Foundation ab dem Schuljahr 2023/24 in ihren Schulen während der 
Unterrichtszeiten das World Peace Game anleiten. 
Achtung Redaktionen: Weitere Informationen per E-Mail an masterclass.
munich@worldpeacegame.org oder unter https://worldpeacegame.org

Sport mit Sommerfeeling in der Parkmeile Feldmochinger Anger
(31.7.2023) Sport und Bewegung stehen im Mittelpunkt der Sommerspiele 
in der Parkmeile Feldmochinger Anger. Bis 8. August bietet das Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung in Zusammenarbeit mit dem Studio Stadt 
Region ab heute ein breitgefächertes Bewegungsprogramm für alle an. 
Das Angebot im Rahmen des Förderprojekts Post-Corona-Stadt ist kosten-
los und barrierefrei zugänglich. Das Programm im Überblick:
	- Montag, 31. Juli, 18.30 bis 19.30 Uhr Open Air Yoga auf der Wiese west-
lich des Spielplatzes an der Weitlstraße (bitte eigene Yogamatte mitbrin-
gen)

	- Mittwoch, 2. August, 16 bis 17 Uhr angeleitete Entspannung mit Natur-
geräuschen auf der Wiese westlich des Spielplatzes an der Weitlstraße 

	- Freitag, 4. August, 10 bis 11 Uhr Qi Gong auf der Wiese westlich des 
Spielplatzes an der Weitlstraße

https://worldpeacegame.org
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	- Samstag, 5. August, 10.50 bis 11 Uhr Aufführung Kindertanz, 11 bis 14 
Uhr Skateboardworkshop, 11 bis 12.15 Uhr „Tanz dich frei – Sommerfee-
ling pur“, Tanzworkshop ab 6 Jahren, 12.30 bis 14 Uhr Funky Jazz Dance, 
Tanzworkshop für Erwachsene auf der großen Asphaltfläche südlich des 
Spielplatzes an der Weitlstraße

	- Sonntag, 6. August, 11 bis 12.15 Uhr „Tanz dich frei – Sommerfeeling 
pur“, Tanzworkshop ab 6 Jahren, 12.30 bis 14 Uhr Funky Jazz Dance, 
Tanzworkshop für Erwachsene auf der großen Asphaltfläche südlich des 
Spielplatzes an der Weitlstraße

	- Montag, 7. August, 19 bis 20.15 Uhr Salsa Tanzstunde auf dem Sport-
platz an der Weitlstraße nördlich des ABIX Abenteuerspielplatzes

	- Dienstag, 8. August, 17 bis 18 Uhr Nordic Walking, Treffpunkt: Tischten-
nisplatten westlich des Spielplatzes an der Weitlstraße.

Bei starkem Regen fallen die einzelnen Programmpunkte aus. Eine An-
meldung ist nicht erforderlich. Weitere Infos zum Förderprojekt Post-Coro-
na-Stadt und den Parkmeilen unter www.muenchen.de/parkmeilen.

http://www.muenchen.de/parkmeilen
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Antworten auf Stadtratsanfragen

Montag, 31. Juli 2023

Sonne in der Stadt: München geht mit gutem Beispiel voran I:
Photovoltaik-Anlagen auf oberirdischen U-Bahnstationen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 12.5.2022

Kommunales Vorkaufsrecht
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 20.2.2023
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Sonne in der Stadt: München geht mit gutem Beispiel voran I:
Photovoltaik-Anlagen auf oberirdischen U-Bahnstationen
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 12.5.2022

Antwort Clemens Baumgärtner, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

Mit Ihrem Antrag bitten Sie die Stadtwerke München, „an geeigneten 
Standorten auf den Dächern und den Fassaden der oberirdischen U-Bahn-
stationen (Studentenstadt, Freimann, Kieferngarten, Fröttmaning, Gar-
ching-Hochbrück (alle U6) sowie Neuperlach Süd (U5)) Photovoltaik-Anla-
gen zu installieren. Zur Finanzierung sollen Sonnenbausteine ausgegeben 
werden.“

Nach § 60 Abs.9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtratsmit-
glieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadtrat 
zuständig ist. Die Errichtung von PV-Anlagen auf den Dächern und den 
Fassaden oberirdischer U-Bahnstationen fällt jedoch nicht in die Zuständig-
keit des Stadtrates oder als laufende Angelegenheit in die Zuständigkeit 
des Oberbürgermeisters, sondern in den operativen Geschäftsbereich 
der SWM/MVG. Eine beschlussmäßige Behandlung der Angelegenheit im 
Stadtrat ist daher rechtlich nicht möglich. Daher wird der Antrag im Folgen-
den als Brief beantwortet.

Wir haben die Stadtwerke München um Stellungnahme gebeten, die wir 
Ihnen im Wortlaut wiedergeben dürfen:
„Die Geschäftsführung der Stadtwerke München hat am 30.9.2022 eine 
Pflicht zur Errichtung von Photovoltaikanlagen auf allen Bauwerken der 
Stadtwerke München beschlossen, sofern die Errichtung technisch, sta-
tisch und wirtschaftlich möglich ist. Ebenfalls wurde beschlossen, Dachsa-
nierungen sowie Neubauten grundsätzlich mit einer Photovoltaikanlage 
zu planen. Im Zuge dieser Entscheidung wurden sämtliche Gebäude der 
Stadtwerke München auf eine potenzielle Nachrüstung mit Photovoltaik-
anlagen untersucht, u.a. auch oberirdische U-Bahnstationen. Die Unter-
suchung hat ergeben, dass eine Nachrüstung von Photovoltaikmodulen 
auf unseren oberirdischen U-Bahnstationen nicht ohne eine umfassende 
Dachsanierung möglich ist.
In den kommenden Jahren werden sich die SWM beim Photovoltaikaus-
bau auf große und einfach umsetzbare Dachfläche konzentrieren. Dazu 
gehören u.a. große Flächen auf den Dächern der Stadtwerke-Zentrale, auf 
einer großen U-Bahn-Wartungshalle in der technischen Basis in Fröttma-
ning, auf weiteren Werkstatthallen für U-Bahn, Bus und Tram, die derzeit 
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in der Planung sind, sowie auf den neu gestalteten Dächern des Busbahn-
hofs Olympiazentrum, auf verschiedenen Werkswohnungen und auf einem 
Parkhaus.
Gleichzeitig laufen derzeit erste Untersuchungen hinsichtlich der Sanierung 
des U-Bahnhofs Studentenstadt (U6). Im Zuge der Sanierung ist – nach 
aktuellem Stand – auch die Errichtung von Photovoltaikmodulen auf der 
Bahnsteigüberdachung und der U-Bahnhofüberdachung vorgesehen.“

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen, 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.
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Kommunales Vorkaufsrecht
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 20.2.2023

Antwort Komunalreferentin Kristina Frank:

Ich nehme Bezug auf Ihre Anfrage vom 20.2.2023, die ich mit Blick auf § 
68 der Geschäftsordnung des Stadtrates gerne schriftlich wie folgt beant-
worten möchte:
In Ihrer Anfrage führen Sie aus, dass Vorkaufsrechte (VKR) ein Instrument 
seien, „mit dem Kommunen wertvollen Wohnraum vor dem Zugriff durch 
Immobilienspekulanten bewahren könnten.“

Zunächst möchte ich mich für die gewährten Fristverlängerungen bedan-
ken.

In diesem Zusammenhang bitten Sie um die Beantwortung der folgenden 
Fragen: 

Frage 1:
Welche Arten des kommunalen Vorkaufsrechts existieren?

Antwort:
Wir möchten zunächst darauf hinweisen, dass wir unter dem Begriff „kom-
munales Vorkaufsrecht“ die der Kommune kraft Gesetzes zustehenden 
VKR verstehen. 
Diese können zur Anwendung kommen, wenn ein Kaufvertrag unter Drit-
ten über ein Grundstück abgeschlossen wird. Als nicht von diesem Begriff 
umfasst sehen wir VKR an, die zugunsten der Landeshauptstadt München 
(LHM) aufgrund von ihr abgeschlossener zivilrechtlicher Vereinbarungen 
bestehen.

Die kommunalen (gesetzlichen) VKR sind im Baugesetzbuch (BauGB) und 
im Bayerischen Naturschutzgesetz (BayNatschG) geregelt.

1. VKR nach dem BauGB
Im BauGB wird zwischen den sog. „allgemeinen“ VKR nach § 24 BauGB 
und den „besonderen“ VKR nach § 25 BauGB unterschieden. Das Beste-
hen eines VKR nach § 24 BauGB ist als Annex grundsätzlich an die Exis-
tenz einer wirksamen städtebaulichen Maßnahme (z.B. ein Bebauungsplan 
(B-PLAN) oder eine Sanierungssatzung) geknüpft und dient dazu, die Ziel-
setzung dieser konkreten städtebaulichen Maßnahme zu fördern oder zu 
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sichern. So hat beispielsweise das Inkrafttreten einer Sanierungssatzung 
kraft Gesetzes die Entstehung eines kommunalen VKR für die vom Sat-
zungsgebiet umfassten Grundstücke zur automatischen (Neben-)Folge. 
Das besondere VKR nach § 25 BauGB (sog. „Satzungsvorkaufsrecht“) 
setzt hingegen voraus, dass sich die jeweilige Gemeinde ein VKR gezielt 
mittels einer Vorkaufssatzung eingeräumt hat. Derartige Satzungen beste-
hen im Stadtgebiet Münchens derzeit nur für die Entwicklungsbereiche 
Nord und Nordost.

1.1 Allgemeine VKR nach § 24 BauGB
Nach § 24 Abs. 1 Satz 1 BauGB steht der Gemeinde ein VKR zu beim Kauf 
von Grundstücken in folgenden Fällen:

	- Nr. 1: Im Geltungsbereich eines rechtskräftigen B-PLAN, bei dem für die 
veräußerte Fläche eine öffentliche Zweckbestimmung (z.B. als Verkehrs- 
oder öffentliche Grünfläche) festgesetzt ist. Weiter ist geregelt, dass 
bereits bei einem sich noch in Aufstellung befindlichen B-PLAN von dem 
VKR für diese Flächen Gebrauch gemacht werden kann, wenn dessen 
öffentliche Auslegung begonnen hat.

	- Nr. 2: In einem Umlegungsgebiet. Zur Erschließung oder Neugestaltung 
von Gebieten können bebaute und unbebaute Grundstücke durch Um-
legung in der Weise neu geordnet werden, dass nach Lage, Form und 
Größe für die bauliche oder sonstige Nutzung zweckmäßig gestaltete, zu 
den Festsetzungen des B-PLAN passende Grundstücke entstehen.

	- Nr. 3: In einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet (1. Alt.) und einem 
städtebaulichen Entwicklungsbereich (2. Alt.) 
Die Sanierungsgebiete werden vom zuständigen Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung (PLAN) identifiziert und vom Stadtrat jeweils als 
Satzung beschlossen. Bei der Frage nach der Ausübung des VKR in Sa-
nierungsgebieten prüft die Stadtsanierung, ob die Ausübung dazu beitra-
gen kann, die Durchführung der Sanierung zu fördern, zu erleichtern oder 
zu unterstützen. Dies ist abhängig von den im jeweiligen Sanierungs-
gebiet vom Stadtrat beschlossenen Sanierungszielen. Damit unterliegt 
jeder Vorkaufsrechtsfall einer Einzelfallprüfung. In der Regel wird die 
Einhaltung der Sanierungsziele bereits über den Vollzug der jeweiligen 
Sanierungssatzung (u.a. mittels Genehmigungspflichten) sichergestellt, 
so dass nur selten für die Erreichung der Sanierungsziele von dem VKR 
Gebrauch gemacht werden muss. 
Die Fallgruppe des städtebaulichen Entwicklungsbereichs meint eine 
durch (Entwicklungs-)Satzung festgelegte städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme, besser bekannt unter der Abkürzung „SEM“.
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	- Nr. 4: Im Geltungsbereich einer Satzung zur Sicherung von Durchfüh-
rungsmaßnahmen des Stadtumbaus (1. Alt.) und einer Erhaltungssatzung 
(2. Alt.). 
Stadtumbaumaßnahmen sind Maßnahmen, durch die in Gebieten, die 
von erheblichen städtebaulichen Funktionsverlusten betroffenen sind, 
Anpassungen zur Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen 
vorgenommen werden. 
Erhaltungssatzungen (EHS) dienen in Form der sog. „Milieuschutzsat- 
zungen“ dem Schutz der angestammten Wohnbevölkerung vor Verdrän-
gung und Gentrifizierung. Mit ihnen sollen gewachsene Bevölkerungs-
strukturen und die bewährte „Münchner Mischung“ bewahrt werden. 
Derzeit (Stand: 16.5.2023) existieren im Stadtgebiet der LHM 35 Mili-
euschutzsatzungen. Von dem VKR auf Basis der Milieuschutzsatzungen 
kann jedoch seit der Entscheidung des BVerwG vom 9.11.2021 (Az.: 4 C 
1.20) nur noch sehr eingeschränkt Gebrauch gemacht werden.

	- Nr. 5: Für unbebaute Flächen im sog. planungsrechtlichen Außenbereich, 
bei denen im Flächennutzungsplan (FNP) eine Nutzung als Wohnbau- 
fläche oder Wohngebiet dargestellt ist. Das VKR kann auch bereits dann 
ausgeübt werden, wenn ein Beschluss gefasst und ortsüblich bekannt 
gemacht wurde, einen FNP aufzustellen. Dieses VKR hat die Zielsetzung 
der beschleunigten Bereitstellung von Wohnbauland (vgl. zu Einzelheiten: 
Grundsatzbeschluss vom 5.5.2021, Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V01925).

	- Nr. 6: Für unbebaute Flächen im sog. planungsrechtlichen Innenbereich, 
die vorwiegend mit Wohngebäuden bebaut werden können. Dieses VKR 
gilt in Teilen des unbeplanten und im beplanten Innenbereich. Auch die-
ses VKR hat die Zielsetzung, Flächen für den Wohnungsbau verfügbar 
zu machen (vgl. zu Einzelheiten: Grundsatzbeschluss vom 5.5.2021, Sit-
zungsvorlage Nr. 20-26/V01925).

	- Nr. 7: In Gebieten, die zum Zweck des vorbeugenden Hochwasserschut-
zes von Bebauung freizuhalten sind, insbesondere in Überschwem-
mungsgebieten. Als städtebauliche Maßnahme kommt die Festsetzung 
im B-PLAN in Betracht, bestimmte Flächen von Bebauung freizuhalten. 
(Nur) wasserrechtlich festgesetzte Überschwemmungsgebiete reichen 
nicht aus. Für Letzteres ist das wasserrechtliche VKR der Länder in § 99 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) einschlägig (hierzu bei der Antwort zu 
Frage 3 im Detail).

	- Nr. 8: An Grundstücken im beplanten oder unbeplanten Innenbereich, auf 
denen Missstände vorliegen müssen, von denen erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf das soziale oder städtebauliche Umfeld ausgehen. 



Rathaus Umschau
31.7.2023, Seite 13

Hierbei handelt es sich i.W. um die Fallgruppe der sog. „Schrottimmobi-
lien“.

1.2 Besondere VKR nach § 25 BauGB
Weiterhin hat die LHM die Möglichkeit, von dem besonderen VKR auf 
Grundlage einer speziell zur Begründung eines VKR aufgestellten gemeind-
lichen Satzung nach § 25 BauGB Gebrauch zu machen:

	- Nr. 1: Im Geltungsbereich eines B-PLAN kann die Gemeinde durch Sat-
zung ihr VKR an unbebauten Grundstücken begründen.

	- Nr. 2: In Gebieten, in denen eine Gemeinde städtebauliche Maßnahmen 
in Betracht zieht, kann sie zur Sicherung einer geordneten städtebau-
lichen Entwicklung durch eine Vorkaufssatzung Flächen festlegen, an 
denen ihr ein VKR zustehen soll. Bei der LHM existieren derzeit zwei ent-
sprechende Satzungen für die städtebaulichen Entwicklungsbereiche im 
Norden und Nordosten des Stadtgebiets.

	- Nr. 3: Im Geltungsbereich eines B-PLAN an brachliegenden Grundstü-
cken oder im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) an unbebauten 
oder brachliegenden Grundstücken besteht auf satzungsrechtlicher 
Grundlage ein VKR, wenn diese Grundstücke planungsrechtlich vorwie-
gend mit Wohngebäuden bebaut werden können. Dieses VKR steht aller-
dings unter einem doppelten Regelungsvorbehalt. Es muss sich um ein 
durch Verordnung des Freistaates Bayern bestimmtes Gebiet handeln, 
für das eine angespannte Wohnungsmarktlage besteht (§ 201 a BauGB). 
Die entsprechende Verordnung des Freistaats Bayern ist am 16.9.2022 in 
Kraft getreten und zunächst bis zum 31.12.2026 begrenzt (Begrenzung 
ist durch BauGB vorgegeben).  
Darüber hinaus muss die Gemeinde durch Satzung ein Gebiet bzw. Ge-
biete bestimmen, in dem/denen sie von diesem Recht Gebrauch machen 
will. Eine städtische Satzung existiert derzeit nach Mitteilung des PLAN 
noch nicht.

2. VKR nach dem BayNatSchG
Darüber hinaus besteht für Gemeinden ein naturschutzrechtliches VKR 
nach Art. 39 BayNatSchG i. W. für folgende Grundstücke: 

	- Nr. 1: Grundstücke, auf denen sich oberirdische Gewässer (z. B. Flüsse, 
Bäche, Seen, Weiher) befinden oder die daran angrenzen.
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	- Nr. 2: Grundstücke, die ganz oder teilweise in Naturschutzgebieten 
(Schwarzhölzl, Allacher Lohe, Panzerwiese und Hartelholz, Südliche 
Fröttmaninger Heide), in Nationalparken, als solchen einstweilig sicherge-
stellten Gebieten sowie unter bestimmten Voraussetzungen in geplanten 
Naturschutzgebieten liegen.

	- Nr. 3: Grundstücke, auf denen sich Naturdenkmäler, geschützte Land-
schaftsbestandteile (zum Beispiel verschiedene innerörtliche Gehölz-
biotope) oder als solche einstweilig sichergestellte Schutzgegenstände 
befinden.

Frage 2:
Welche Arten wurden in München bisher in welchem Umfang angewen-
det?

Antwort:
Bei der Beantwortung der Frage wurde davon ausgegangen, dass unter 
dem Begriff „Anwendung“ sowohl die Ausübung von VKR als auch deren 
Abwendung durch eine entsprechende Verpflichtungserklärung der Käufer-
seite zu verstehen ist. Die VKR sollen nach dem jeweiligen Gesetz die Er-
reichung der jeweiligen städtebaulichen oder naturschutzrechtlichen Ziele 
sicherstellen. 

Dies kann in erster Linie durch eine geeignete Verpflichtungserklärung der 
Käuferseite erfolgen, durch die die Ausübung des VKR abgewendet wird, 
d.h. in diesen Fällen ist eine Ausübung nicht mehr durch das Gemeinwohl 
gerechtfertigt und damit unzulässig. Nur wenn keine geeignete Abwen-
dungserklärung abgegeben wird, ist die Möglichkeit eröffnet, das VKR 
auszuüben. Bei einer Abwendung sind die Erreichung der jeweiligen städ-
tebaulichen oder naturschutzrechtlichen Ziele sichergestellt, ohne dass die 
Kommune dafür i.d.R. Finanzmittel aufwenden muss.  

Aus den genannten Gründen wird in der nachfolgenden Aufstellung so-
wohl auf die Ausübungs- als auch auf die Abwendungsfälle eingegangen. 
Ergänzend sei angemerkt, dass der Vorkaufsrechtsstelle durch die Nota-
riate pro Jahr im Schnitt ca. 1.800 Prüffälle zugeleitet werden. Bei diesen 
Fällen ist zu ermitteln, ob überhaupt ein VKR vorliegt. Dies macht zum Teil 
Abfragen bei anderen Fachdienststellen erforderlich. Zur Beantwortung der 
Frage wurde aus verwaltungsökonomischen Gründen ein Zeitraum vom 
Jahr 2018 bis zum Stichtag 16.5.2023 herangezogen.
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2018:
Im Jahr 2018 wurde das VKR für 8 Objekte in Erhaltungssatzungsgebieten 
ausgeübt. Es wurden 32 Abwendungserklärungen für Objekte in Erhal-
tungssatzungsgebieten entgegen genommen. Andere VKR wurden nicht 
ausgeübt bzw. es wurden keine Abwendungserklärungen entgegen ge-
nommen.

2019:
Im Jahr 2019 wurde das VKR für 13 Objekte in Erhaltungssatzungsgebieten 
ausgeübt. Es konnten 17 Abwendungserklärungen für Objekte in Erhal-
tungssatzungsgebieten und 4 Abwendungserklärungen zum Schutz der 
naturschutzrechtlichen Belange entgegen genommen werden.

2020:
Im Jahr 2020 wurden durch das VKR insgesamt 21 Objekte in Erhaltungs-
satzungsgebieten erworben. Darüber hinaus gab es eine Ausübung im 
Zusammenhang mit Gemeinbedarfsfestsetzungen in Bebauungsplänen, 
zwei Ausübungen für Grundstücke in Gebieten der Vorkaufssatzungen in 
den Entwicklungsbereichen Nord und Nordost, sowie eine Ausübung nach 
dem BayNatSchG. Zusätzlich konnten 11 Objekte in Erhaltungssatzungs-
gebieten mittels Abgabe einer Abwendungserklärung geschützt werden. 
Weiterhin konnten 9 Abwendungserklärungen zum Schutz der naturschutz-
rechtlichen Belange sowie zwei Abwendungserklärungen für Objekte im 
Bereich eines förmlich festgelegten Sanierungsgebiets entgegen genom-
men werden.

2021:
Im Jahr 2021 wurde das VKR für 9 Objekte in Erhaltungssatzungsgebieten 
ausgeübt. Weiterhin gab es eine Ausübung für eine Straßenfläche, d.h. im 
Zusammenhang mit Gemeinbedarfsfestsetzungen in B-Plänen, drei Aus-
übungen für Objekte in Gebieten der Vorkaufssatzungen in den Entwick-
lungsbereichen Nord und Nordost sowie zwei Ausübungen für Teilflächen 
an Bachufern nach dem BayNatSchG. Durch Abwendungserklärungen 
konnten 6 Objekte in Erhaltungssatzungsgebieten, 7 Grundstücke für na-
turschutzrechtliche Belange sowie 5 Grundstücke im unbeplanten Innen- 
und Außenbereich geschützt werden.

2022:
Im Jahr 2022 konnte die LHM das VKR für zwei Grundstücke in Erhal-
tungssatzungsgebieten ausüben. Des Weiteren gab es Ausübungen für je 
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eine im B-PLAN festgesetzte öffentliche Straßen- und Grünfläche, für ein 
Grundstück im Gebiet der Vorkaufssatzung im Entwicklungsbereich Nord, 
für zwei Flurstücke im planungsrechtlichen Außenbereich sowie für zwei 
Grundstücke nach BayNatSchG. Eine Abwendungserklärung zum Schutz 
der naturschutzrechtlichen Belange wurde in dem Jahr entgegen genom-
men.

2023:
Im Jahr 2023 wurde das VKR bislang in einem Fall nach dem BayNatSchG 
ausgeübt. Hierbei handelt es sich um einen Landschaftsbestandteil. Es 
konnte zusätzlich eine Abwendungserklärung zum Schutz der naturschutz-
rechtlichen Belange entgegen genommen werden. 

Aufgrund des Urteils des BVerwG vom 9.11.2021 ist die Vorkaufsrechtspra-
xis in Erhaltungssatzungsgebieten seither erheblich eingeschränkt, was 
sich in den o.g. Zahlen widerspiegelt.

Frage 3:
Warum wurden andere Arten nicht angewendet?

Antwort:
	- Zu § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB (Umlegung): In München wird die sog. 
„einvernehmliche gesetzliche Umlegung“, d.h. eine auf Kooperation mit 
den Privaten angelegte Kombination des Baulandmodells der Sozialge-
rechten Bodennutzung (SoBoN) mit den formellen Instrumenten und Ver-
fahrensregelungen der gesetzlichen (amtlichen) Umlegung, praktiziert. 
Daher besteht für die Anwendung dieses Vorkaufsrechtstatbestands 
derzeit kein Bedarf.

	- Zu § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 2. Alt. (städtebaulicher Entwicklungsbereich): 
Es ist derzeit keine Entwicklungssatzung, mit der ein solcher Bereich 
festgelegt wird (Stichwort: Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme – 
SEM), aufgestellt. Daher kann dieser VKR-Tatbestand derzeit nicht zur 
Anwendung kommen.

	- Zu § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, 1. Alt. BauGB (Durchführungsmaßnahmen 
des Stadtumbaus): Im Stadtgebiet der LHM existiert derzeit keine sog. 
Stadtumbausicherungssatzung (zur Definition einer sog. Stadtumbau-
maßnahme s. o. Ziff. 1.1 bei Frage 1 ). 

	- Zu § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BauGB (Hochwasserschutz): Vom gemeind-
lichen VKR zum Hochwasserschutz wurde bisher nicht Gebrauch ge-
macht, da auf Länderebene ein wasserrechtliches VKR nach § 99 a WHG 
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i. V. m. Art. 57 a Bayerisches Wassergesetz (BayWG) besteht. Voraus-
setzung für Letzteres ist, dass das veräußerte Grundstück im sog. Vor-
kaufsrechtsregister des Wasserwirtschaftsamtes (WWA) geführt wird. 
In dieses Register werden Flächen aufgenommen, die von geplanten 
staatlichen oder kommunalen Hochwasserschutzmaßnahmen betroffen 
sind. Wenn die LHM eine Hochwasserschutzmaßnahme plant, meldet 
sie die betreffenden Flächen an das WWA zur Aufnahme in das Register. 
Das Notariat nimmt bei einem sich anbahnenden Grundstücksgeschäft 
Einsicht in das Register. Ist die Fläche erfasst, fragt er beim WWA an, ob 
das VKR ausgeübt wird. Das WWA wiederum fragt bei der LHM an, ob 
das VKR ausgeübt werden soll oder nicht. Zuständig für die Ausübung 
des VKR ist der Freistaat Bayern. Per Stand 16.5.2023 gab es im relevan-
ten Zeitraum keine dahingehende Anfrage des WWA bei der VKR-Stelle.

	- Zu § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 BauGB (sog. „Schrottimmobilien“): Dieser 
VKR-Tatbestand ist erst durch das Baulandmobilisierungsgesetz 2021 
ins BauGB aufgenommenen worden. Nach derzeitiger Beschlusslage 
(vgl. Grundsatzbeschluss vom 20.10.2021 ; Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 
04244) wird eine Vorkaufsrechtsprüfung bei sog. Schrottimmobilien 
eingeleitet, „sofern der Vorkaufsrechtsstelle durch den Stadtrat, die 
Stadtratsfraktionen, einzelne Stadträt*innen, die Bezirksausschüsse oder 
andere Referate einschlägige Fälle mitgeteilt werden“. Solche Fälle wur-
den der VKR-Stelle im maßgeblichen Zeitraum seit Erlass des Grundsatz-
beschlusses nicht gemeldet. Die VKR-Stelle fragt zudem in regelmäßigen 
Abständen bei anderen Referaten an, ob entsprechende Objekte bekannt 
geworden sind.

	- Zu § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB (VKR an unbebauten Grundstücken 
im Geltungsbereich eines B-PLAN): Nach Mitteilung des PLAN kann das 
VKR nach § 25 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BauGB bei der LHM mangels einer ent-
sprechenden Satzung derzeit nicht angewandt werden. Der Erlass einer 
diesbezüglichen Satzung sei bislang nicht erwogen worden, da keine 
Notwendigkeit bestehe. Hintergrund sei zum einen, dass das VKR nach 
z.B. § 24 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BauGB bei im B-PLAN festgesetzten Gemein-
bedarfsflächen vorrangig anzuwenden ist. Zum anderen fänden in der 
Verwaltungspraxis der LHM die Verfahrensgrundsätze der SoBoN vorran-
gig Anwendung.  

	- Zu § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB (VKR im Geltungsbereich eines 
B-PLAN an brachliegenden Grundstücken oder im unbeplanten Innenbe-
reich (§ 34 BauGB) an unbebauten oder brachliegenden Grundstücken): 
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Zwar ist die zur Anwendung dieses erst durch das Baulandmobilisie-
rungsgesetz 2021 ins BauGB aufgenommenen VKR-Tatbestands notwen-
dige Rechtsverordnung der Bayerischen Staatsregierung zur Bestimmung 
der Gebiete mit einem angespannten Wohnungsmarkt am 16.9.2022 in 
Kraft getreten (siehe Ziff. 1.2 bei Frage 1.). Eine für die Anwendung des 
VKR zusätzlich erforderliche Satzung, mit der Gebiete zur Anwendung 
des VKR bezeichnet werden müssten, ist derzeit nach Mitteilung des 
PLAN nicht vorhanden. 

Frage 4:
Gab es oder gibt es für folgende Gebiete Vorkaufsrechte bzw. wurden der 
Stadt München diese Flächen bzw. Immobilien angeboten:
	- Paketposthalle
	- Ratold/Raheinstraße
	- Fauststraße 90
	- Truderinger Acker
	- Seidlstraße 15-19
	- Botanikum

Antwort:
	- Paketposthalle:
Es bestand in den letzten Jahren und besteht derzeit (Stand: 16.5.2023) 
kein kommunales (gesetzliches) VKR.
Das Objekt wurde der LHM nicht freihändig zum Kauf angeboten.

	- Ratoldstraße/Raheinstraße:
Bei den Objekten handelt es sich um Grundstücke, die im Rahmen einer 
Bebauungsplanung (B-PLÄNE Nr. 1119 und Nr. A2108 (i. A.)) einer Wohn-
baulandentwicklung zugeführt werden sollen. Einige wenige Flurstücke 
ragen in das Vorkaufssatzungsgebiet Nord. Auch hier liegen alle verkauften 
Objekte innerhalb des Umgriffs des bereits aufgestellten B-PLAN. Die Ei-
gentümerin der Flurstücke und Planungsbegünstigte hat sich im Rahmen 
eines städtebaulichen Vertrags den Regularien der SoBoN unterworfen. 
Im Verkaufsfall an einen Dritten ist sie verpflichtet, diesen zur Übernahme 
aller Verpflichtungen aus dem städtebaulichen Vertrag zu verpflichten. Der 
LHM muss die wirksame Übernahme der Verpflichtungen durch die Käu-
ferseite nachgewiesen werden. Wenn dies nicht erfolgt, erteilt die LHM 
keine Zustimmung zur Verpflichtungsübernahme. In diesem Fall bleibt die 
Verkäuferseite ggü. der LHM weiter verpflichtet. 
Aufgrund bestehender SoBoN-Bindungen des städtebaulichen Vertrags 
wurden für die wenigen, von einem VKR betroffenen Flurstücke keine 
VKR-Prüfungsverfahren eingeleitet. Durch das Bestehen der Bindungen 
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wäre eine Ausübung des VKR nicht durch das Wohl der Allgemeinheit zu 
rechtfertigen und damit unzulässig gewesen. 

Lediglich eines der Objekte, das (sanierungsbedürftige) Bestandsobjekt 
Raheinstraße 3, wurde der LHM freihändig zum Kauf angeboten. Der Er-
werb wurde nach Beurteilung des Zustands und des Sanierungsaufwands 
abgelehnt.

	- Fauststraße 90:
Auch hier bestand in den letzten Jahren und besteht derzeit (Stand: 
16.5.2023) kein kommunales (gesetzliches) VKR.

Die LHM hat hier einen Bannwald, der im Umgriff des B-PLAN mit Grün-
ordnung Nr. 2119 (Fauststraße (südlich)), östlich des Schanderlwegs liegt, 
erworben. Weitere Verhandlungen führten zum Abschluss eines städtebau-
lichen, bebauungsplanbegleitenden Vertrags.

	- Truderinger Acker:
Im Fall des VKR-Tatbestands nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 BauGB (VKR an 
unbebauten Flächen im sog. planungsrechtlichen Außenbereich) muss das 
Außenbereichsgrundstück unbebaut sein und der Flächennutzungsplan 
(FNP) eine Nutzung als Wohnbaufläche oder als Wohngebiet darstellen. 
Der FNP weist hinsichtlich des Truderinger Ackers nur teilweise die Dar-
stellung „Allgemeines Wohngebiet“ aus. Ansonsten sind die Flächen als 
Allgemeine Grünfläche bzw. Sportflächen dargestellt. Daher wären bei 
einem Vorkaufsrechtsfall die Voraussetzungen des § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
BauGB vorliegend nur für Teilflächen erfüllt gewesen.

Das KR verhandelte Mitte des Jahres 2012/Anfang des Jahres 2013 mit 
den Eigentümer*innen über den Erwerb einer Teilfläche des Truderin-
ger Ackers, die für die Freilegung und den naturnahen Ausbau des Ha-
chinger Baches benötigt wurde. Da aber schon die Durchführung eines 
B-PLAN-Verfahrens für das gesamte Areal in Aussicht stand, verwiesen 
die Eigentümer*innen wegen dieser Flächen auf das Baulandmodell der 
SoBoN und boten an, deren Abtretung an die LHM im Städtebaulichen Ver-
trag zu regeln. 
Die Kaufverhandlungen für die Bachflächen wurden daher damals bis auf 
Weiteres zurückgestellt.

Im Jahr 2014 wurde der Antrag des Bezirksausschusses des 14. Stadtbe-
zirkes vom 25.9.2014 (Antrag Nr. 14-20/B 00464), das gesamte Areal zu er-
werben, zum Anlass genommen, noch einmal auf die Grundstückseigentü-
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mer*innen zuzugehen und die (freihändige) Erwerbsmöglichkeit der LHM 
für die gesamte Fläche abzufragen. Eine Einigung war im Hinblick auf den 
Kaufpreis sowie für eine von den Eigentümer*innen gewünschte partielle 
Rückkaufoption von realisierten Wohnungen leider nicht möglich. Details 
der Verhandlungen können aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht dar-	
gelegt werden. 

	- Seidlstraße 15-19:
Für dieses Gewerbegrundstück bestand in den letzten Jahren und besteht 
derzeit (Stand: 16.5.2023) kein kommunales (gesetzliches) VKR. 

Es wurde der LHM bislang nicht freihändig zum Kauf angeboten.

	- Botanikum:
Auch hier bestand in den letzten Jahren und besteht derzeit (Stand:
16.5.2023) kein kommunales (gesetzliches) VKR.

Die Flächen des Botanikums befinden sich bereits teilweise in städtischem 
Eigentum. Die sich in privater Hand befindlichen restlichen Flächen wur-
den der LHM bislang nicht freihändig zum Kauf angeboten.
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Montag, 31. Juli 2023 
 
 
Befragung der Anwohner Kolumbus- und Landlstraße über  
die Sperrung 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Leo Agerer, Hans Hammer und Vero- 
nika Mirlach (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 
 
Wie steht es genau um den Bodenbelag am Max-Josef-Platz? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Heike Kainz, Hans-Peter Mehling und  
Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 

 
Kommunale Wärmeplanung I – Hilfe für Eigenheimbesitzer* 
innen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Nikolaus Gradl, Roland Hefter, Anne  
Hübner, Christian Müller und Micky Wenngatz (SPD/Volt-Fraktion) 

 
Kommunale Wärmeplanung II – Unterstützung für Gewerbe- 
betriebe 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Nikolaus Gradl, Roland Hefter, Anne 
Hübner, Christian Müller, Dr. Julia Schmitt-Thiel und Micky Wenn- 
gatz (SPD/Volt-Fraktion) 
 
Kommunale Wärmeplanung III – sozialen Härten vorbeugen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Nikolaus Gradl, Roland Hefter, Anne  
Hübner, Christian Müller und Micky Wenngatz (SPD/Volt-Fraktion) 
 
Nach Denkmalpflege-Debakel: Können neben der Tierklinik  
auch andere Gebäude gerettet werden?  
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola  
Holtmann und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) 
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ANTRAG 
ZUR DRINGLICHEN BEHANDLUNG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
                31.07.2023  

 
Antrag zur dringlichen Behandlung 

im Feriensenat am 09.08.2023 
 
Befragung der Anwohner Kolumbus- und Landlstraße über die Sperrung 
 
Die Stadtverwaltung befragt unverzüglich alle direkten Anwohner der Kolumbus- und der 
Landlstraße, ob das Versuchsprojekt mit der Sperrung und Umnutzung der Straßen fortgeführt 
werden soll und beendet es kurzfristig und vorzeitig falls eine Mehrheit der Anwohner dies 
wünschen.  

 
Begründung 
 
Es gibt derzeit unterschiedlichste Berichte über dies sogenannten Pilotprojekte. Während 
manche Berichte enthusiastisch von begeisterten Nutzern sprechen werden in anderen 
Anwohner zitiert, die sich enorm gestört und eingeschränkt fühlen. Die Befürworter der 
Pilotprojekte stellen lediglich auf die positiven Berichte ab und brandmarken die 
beeinträchtigten Anwohner als Parkplatzfetischisten. Uns erreichen aber in der Tat zahlreiche 
ernstzunehmende Beschwerden über Lärmbelästigung insbesondere nachts und andere 
Beeinträchtigungen. Es muss daher schnell und eindeutig geklärt werden, wie die tatsächlich 
Betroffenen, nämlich die direkten Anwohner, tatsächlich über diese Projekte denken. Und in 
der Folge muss deren Meinung dann vor der Stimmung bei den Nutzern, die eben nicht alle 
Anlieger und damit direkt betroffen sind, respektiert werden und im Zweifel der Versuch 
abgebrochen werden. 
 

 
 
Hans Hammer (Initiative)  Veronika Mirlach   Leo Agerer 
Stadtrat    Stadträtin    Stadtrat 
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ANFRAGE 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 

              31.07.2023 

Wie steht es genau um den Bodenbelag am Max-Joseph-Platz? 

 

In der Süddeutschen Zeitung vom 12.07.2023 äußert sich die städtische Baureferentin Dr.-Ing. 

Jeanne-Marie Ehbauer zum Zustand des Bodenbelags des Max-Joseph-Platzes wie folgt: 

„Zudem, so Ehbauer, gehe es um ein extrem drängendes Problem: Der Bodenbelag mit den 

Isarkieseln sei ‘so kaputt, dass wir was machen müssen’. Das Rondell sei "im heutigen Zustand 

nicht mehr verkehrssicher". Man stehe ‘ganz kurz davor, dass wir das Ding sperren müssen.’“ 

 

Vor dem Hintergrund dieser aktuellen Entwicklung fragen wir den Oberbürgermeister: 

 

1) Seit wann ist der städtischen Verwaltung bekannt, dass der Bodenbelag so kaputt ist, 

dass es eventuell sogar zu einer Sperrung kommen kann? 

2) Wenn schon länger bekannt ist, dass es mit dem Belag Probleme gibt, welche 

Maßnahmen wurden von der Stadtverwaltung ergriffen, um dem entgegenzuwirken? 

3) Welche Risiken bestehen, wenn der Platz nicht abgesperrt wird – sowohl für die 

Nutzerinnen und Nutzer als auch, dass sich die Problematik durch die weitere Nutzung 

verschärft? 

4) Wie lange würde eine Sperrung andauern, wenn sofort mit Gegenmaßnahmen 

begonnen würde? 

5) Wann wird die Stadtbevölkerung und der ehrenamtliche Stadtrat umfassend über das 

bestehende Problem informiert? 

6) Hält es der Oberbürgermeister für angemessen, dass die Öffentlichkeit aus der Zeitung 

über die mögliche Sperrung eines der wichtigsten Stadtplätze erfährt? 

 

 

 

Manuel Pretzl (Initiative)  Hans-Peter Mehling   Heike Kainz 

Fraktionsvorsitzender   Stadtrat    Stadträtin 



 
 

 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 

 
München, 31.07.2023 

 
 
 
Kommunale Wärmeplanung I – Hilfe für Eigenheimbesitzer*innen 
 
 
Antrag 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, eine umfangreiche Wärmeplanung für die Stadt München 
zu erstellen, wie es Wärmeplanungsgesetz vorsieht. Insbesondere ist darauf einzugehen, wo 
es wirtschaftlich sinnvoll ist, das Fernwärmenetz auszubauen und wie sich das Stromnetz 
weiterentwickeln muss, damit der steigende Stromverbrauch durch Wärmepumpen gerade in 
kalten Wintern sicher gedeckt werden kann. 
Die Stadtwerke werden aufgefordert, eine Lösung zu entwickeln, wie sich mehr 
Eigenheimbesitzer*innen zusammenschließen können, so dass ein kleines Nahwärmenetz mit 
einer zentralen und damit effizienten Wärmepumpe oder anderen nachhaltigen Wärmequellen 
ausgestattet werden kann. Auf entsprechende Förderprogramme des Bundes ist einzugehen 
und aufzuzeigen, wo die Steuerungsmöglichkeiten der Landeshauptstadt sind. 
 
Begründung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) 
sieht vor, dass spätestens im Jahr 2045 keine fossil betriebenen Heizungsanlagen in 
Deutschland mehr im Betrieb sind. Ein wichtiger Bestandteil zur Erreichung dieses Ziels ist die 
Einführung der zentralen Vorgabe, dass ab 2024 möglichst jede neu eingebaute Heizung auf 
Basis von 65 Prozent erneuerbaren Energien betrieben werden soll.  
 
Eng verbunden mit dem neuen GEG ist das geplante „Gesetz zur Wärmeplanung und zur 
Dekarbonisierung der Wärmenetze“ (Wärmeplanungsgesetz – WPG). Dieses umfasst eine 
flächendeckende kommunale Wärmeplanung und den Ausbau der Wärmenetze. Es soll bis 
Ende des Jahres in Kraft treten. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass alle Kommunen 
verpflichtend und abhängig von ihrer Größe bis spätestens 2028 eine kommunale 
Wärmeplanung aufstellen. Deren Kern soll die Ausweisung von Wärmenetzgebieten und 
Gebieten für dezentrale Wärmeversorgung darstellen, um jeweils eine möglichst 
kosteneffiziente und klimaneutrale Versorgung sicherzustellen.  
 
Die Stadtwerke München bieten derzeit bereits bei der Nahwärme eine verbraucherorientierte 
Lösung an: M-Nahwärme nutzt oberflächennahes Grundwasser in unmittelbarer Nähe der 
Gebäude zur Wärmeversorgung und kann, je nach Versorgungskonzept, auch zur 



Gebäudekühlung eingesetzt werden. Damit stellt Nahwärme eine Lösung für Gebiete 
außerhalb des Fernwärmenetzes dar. Im Gegensatz zu einer Eigenversorgungslösung (wie 
beispielsweise mit einer Wärmepumpe) teilen sich die Haushalte die benötigte Infrastruktur. 
Dabei übernehmen die Stadtwerde München Planung, Bau, Wartung und Instandhaltung der 
Wärmenetze. Das alles soll in eine umfassende Wärmeplanung einfließen. 
 
 
SPD/Volt-Fraktion 
 
Nikolaus Gradl 
Christian Müller 
Roland Hefter 
Anne Hübner 
Micky Wenngatz 
 
Mitglieder des Stadtrats 
 



 
 

 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 

 
München, 31.07.2023 

 
 
Kommunale Wärmeplanung II – Unterstützung für Gewerbebetriebe 
 
Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, darzustellen, wie gerade in neuen Gewerbegebieten 
das Angebot zu Fernkälte in Bebauungsplänen umgesetzt werden kann. Analog ist dies 
aufzuzeigen bei einem möglichen Verbot von einer großen Menge an Prozesswärme, zum 
Beispiel von Rechenzentren oder in der Industrie. Ziel ist es, Wärmeprozenten und 
Wärmeabnehmer durch ein Nahkältenetz so zu verbinden, dass eine weitgehend CO2-
neutrale Kühlung, aber auch Heizung von etwa von Wohnungen möglich wird. 
 
Begründung: 
 
Bis zum Ende des Jahres plant die Bundesregierung, das „Gesetz zur Wärmeplanung und zur 
Dekarbonisierung der Wärmenetze“ (Wärmeplanungsgesetz – WPG) umzusetzen. Dieses 
umfasst die flächendeckende kommunale Wärmeplanung und den Ausbau der Wärmenetze. 
Der bisherige Gesetzentwurf sieht vor, dass alle Kommunen verpflichtend und abhängig von 
ihrer Größe bis spätestens 2028 eine kommunale Wärmeplanung aufstellen. Deren Kern soll 
die Ausweisung von Wärmenetzgebieten und von Gebieten für dezentrale Wärmeversorgung 
darstellen, um jeweils eine möglichst kosteneffiziente und klimaneutrale Versorgung 
sicherzustellen.  Wärmenetze müssen zudem ab dem 01.01.2030 zu mindestens 50 Prozent 
und spätestens bis zum 31.12.2044 vollständig aus erneuerbaren Energien oder 
unvermeidbarer Abwärme gespeist werden.  
Die gemeinsame Nutzung von Nahwärme und Grundwasser zur Gewinnung von Fernkälte 
stellt eine innovative Möglichkeit dar, Abwärme weiterzuverwenden und somit den Wechsel 
hin zur klimaneutralen Energieversorgung der Stadt München voranzutreiben. Die 
Landeshauptstadt München kommt mit einem Ausbau dieser Technik ihrer Vorbildfunktion in 
der Energiewende nach, indem sie Bürger*innen über die standortabhängig bestmögliche 
technische Umsetzung der klimaneutralen Energieversorgung informiert und in städtischen 
Gebäuden beispielhaft vorangeht. 
 
SPD/Volt-Fraktion 
Nikolaus Gradl 
Christian Müller 
Roland Hefter 
Anne Hübner 
Dr. Julia Schmitt-Thiel 
Micky Wenngatz 
 
Mitglieder des Stadtrats 



 
 

 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 

 
München, 31.07.2023 

 
 
Kommunale Wärmeplanung III – sozialen Härten vorbeugen  
 
Antrag 
 
Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, bei der kommunalen Wärmeplanung zu 
berücksichtigen, wie die Münchner Bevölkerung heizt und die notwendigen 
Renovierungsarbeiten an ihrer Heizinfrastruktur auch leisten kann. Bei dieser Darstellung ist 
detailliert darauf einzugehen, wie die Münchnerinnen und Münchner am besten auf 
Förderprogramme hingewiesen werden können und welche Anreize die Stadt selbst schaffen 
kann. Auch bei der Struktur der Fernwärmepreise ist über neue Modelle nachzudenken. Denn 
die Wärmewende darf nicht zur sozialen Frage werden. Grundsätzlich müssen die Preise 
mindestens stabil bleiben. 
 
Begründung 
 
Bis zum Ende des Jahres plant die Bundesregierung, das „Gesetz zur Wärmeplanung und zur 
Dekarbonisierung der Wärmenetze“ (Wärmeplanungsgesetz – WPG) umzusetzen. Dieses 
umfasst die flächendeckende kommunale Wärmeplanung und den Ausbau der Wärmenetze. 
Der bisherige Gesetzentwurf sieht vor, dass alle Kommunen verpflichtend und abhängig von 
ihrer Größe bis spätestens 2028 eine kommunale Wärmeplanung aufstellen. Deren Kern soll 
die Ausweisung von Wärmenetzgebieten und von Gebieten für dezentrale Wärmeversorgung 
darstellen, um jeweils eine möglichst kosteneffiziente und klimaneutrale Versorgung 
sicherzustellen.  Wärmenetze müssen zudem ab dem 01.01.2030 zu mindestens 50 Prozent 
und spätestens bis zum 31.12.2044 vollständig aus erneuerbaren Energien oder 
unvermeidbarer Abwärme gespeist werden. 
Bei dieser Umstellung muss die Stadt alle Teile der Bevölkerung mitnehmen und keinen 
zurücklassen. Dazu bedarf es einer genauen Darstellung über die derzeitige Situation und ein 
Ausblick, welche Unterstützungsangebote zur Verfügung stehen. So kann die Stadt sozialen 
Härten vorbeugen und Ängste bei der Umstellung der Wärmeversorgung nehmen. 
 
SPD/Volt-Fraktion 
Nikolaus Gradl 
Christian Müller 
Roland Hefter 
Anne Hübner 
Micky Wenngatz 
Mitglieder des Stadtrats 



Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
● E-Mail: oedp-ml-fraktion@muechen.de  

● Telefon: 089 / 233 - 26922  

 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 München, 31.07.2023 
Anfrage: 
Nach Denkmalpflege-Debakel: 
Können neben der Tierklinik auch noch andere Gebäude gerettet werden? 
 
Im Stadtrat hat einzig die Fraktion ÖDP/München-Liste gegen den Abriss der 
Tierklinik der LMU gestimmt. Was uns schon damals klar war, wurde nun vom 
bayerischen Verwaltungsgerichtshof bestätigt: Es gibt deutliche Indizien, die darauf 
hindeuten, dass die Jugendstil-Klinik denkmalwürdig sein könnte. Daher wurde der 
Bebauungsplan, den die Stadtratsmehrheit im Dezember 2020 verabschiedet hat, 
außer Kraft gesetzt. 
 
Die Landeshauptstadt München und die Stadtratsmehrheit haben 
bedauerlicherweise einzig auf das Urteil des Denkmalpflegers und seiner 
Sachverständigen gehört, anstatt sich selbst ein Bild vor Ort zu machen oder andere 
Expert:innen anzuhören.  
 
Es gibt noch weitere Gebäude, die von Bayerns oberster Denkmalpfleger als 
denkmalschutzunwürdig beurteilt wurden, die demnächst abgerissen werden 
könnten. Um eine irreparable Zerstörung wichtiger Denkmäler und Zeitzeugnisse zu 
verhindern, müssen die Urteile überdacht werden. 
 
Darum frage ich den Oberbürgermeister: 
 

1. Wird beabsichtigt, alle Urteile des Denkmalpflegers, die unumkehrbare Folgen 
hätten, durch weitere Gutachten überprüfen zu lassen (etwa Arabella-
Hochhaus, Studiobau des Bayerischen Rundfunks)? 

2. Wann wird der Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2126 zur 
Umstrukturierung des Areals der Tierärztlichen Fakultät der Ludwig-
Maximilians-Universität so umgeplant, dass das laut Expert:innengutachten 
denkmalwürdige Gebäude erhalten bleiben kann? 

 

Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender  
Dirk Höpner, Planungspolitischer Sprecher 
Sonja Haider, Stadträtin 
Nicola Holtmann, Stadträtin  
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Montag, 31. Juli 2023 

  
 

Solares Wissen und Impuls für Münchner Schüler*innen 
Pressemitteilung SWM  
 
Auf zur 21. MVV-Stadtrallye 2023 – Rätsel-Spaziergang  
rund um den Odeonsplatz und von Neu- nach Altperlach 
Pressemitteilung MVV 
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Durch Verständnis zu mehr Nachhaltigkeit:  

Solares Wissen und Impuls für Münchener 

Schüler*innen 

 
Die SWM, ‚Solar for Schools Bildung‘ und ‚Solar für Kinder‘ unter-

stützen Münchener Schulen bei der Realisierung von PV-Anlagen 

verknüpft mit einem pädagogischen Konzept. 

 

(31.7.2023) Was Sonnenstrom vom eigenen Dach wirklich bedeutet, 

können Kinder und Jugendliche jetzt unmittelbar miterleben: Die SWM, 

‚Solar for Schools Bildung‘ und ‚Solar für Kinder‘ unterstützen mit dem 

Projekt „Solar für Kinder“ Münchner Schulen auf dem Weg zur eigenen 

Photovoltaikanlage. Dr. Karin Thelen, SWM Geschäftsführerin Regio-

nale Energiewende: „Die Bildungseinrichtungen  sowie Schülerinnen 

und Schüler werden zu aktiven Teilnehmenden der regionalen Energie-

wende. Das Projekt vermittelt Nachhaltigkeits-Wissen, schafft Ver-

ständnis und lädt zum Mitmachen ein – was wiederum Kinder und Ju-

gendliche motiviert, selbst aktiv zu werden und die Zukunft mitzube-

stimmen. Darüber hinaus profitiert die Schule von günstigem Ökostrom 

und das Klima von der CO2-Einsparung.“ 

 

Sonnenenergie wird altersgemäß erlebbar 

Das Projekt „Solar für Kinder“ wird von Bildungsprofis und Studenten 

umgesetzt. Im Projekt sehen und lernen Schüler*innen, wie Strom kli-

mafreundlich erzeugt werden kann. Sie machen aktiv individuelle Er-

fahrungen, da sie spielerisch bereits in die Planung der Photovoltaikan-

lage mit einbezogen werden.  

 

Das Ingenieurbüro Solar für Kinder ist bei der Planung der PV-Anlage 

federführend. Die SWM als Münchner Energieexperte errichten und be-

treiben diese, zudem beliefern sie die Schule mit Ökostrom. Die 

http://www.swm.de/


 

 

gemeinnützige Solar for Schools Bildung (SfSB) hat die pädagogische 

Leitung. Die Expert*innen begleiten die Einrichtung mit Workshops und 

Online-Materialien, die auf das Alter der Teilnehmenden maßgeschnei-

dert sind, von der Vorschule bis zur Oberstufe. Im Fokus steht dabei, 

das Thema Sonnenstrom anhand von konkreten Beispielen und span-

nenden Experimenten anschaulich zu vermitteln. Die Solarpraxis kann 

mit Livestreams und Versuchen in die Betreuung oder den Unterricht 

eingebaut werden. „Die ersten Workshops laufen bereits. Die Neu-

gierde und Begeisterung der Schülerinnen und Schüler zeigt, wie wert-

voll diese lebensnahe Heranführung an das komplexe Thema ist“, so 

Matthias Schmuderer, Geschäftsführer Solar for Schools Bildung.  

 

Mehr Informationen zum Projekt auf www.solarfuerkinder.de, Kontakt 

für interessierte Schulen: Matthias Schmuderer, Tel.: 0172-955 72 49, 

E-Mail: matthias@solarbildung.org  

 

International erfolgreiches Konzept  

Die Solar for Schools Bildung gGmbH wurde 2021 in München gegründet. Sie 

ist unabhängig und verantwortet in der Solar for Schools Gruppe die gesamten 

Bildungsaktivitäten. Unternehmenszweck ist die Förderung der Erziehung, des 

Umweltschutzes und der Entwicklungszusammenarbeit. Das Konzept ist nicht 

nur in Deutschland erfolgreich, sondern auch international in Spanien, Tsche-

chien, UK, Mexiko, Indien und Kolumbien. Mehr auf www.solarbildung.org 

 

Erfolgreiche regionale Energiewende 

Als Gestalter der Energiewende treiben die SWM den Ausbau der regenerati-

ven Energieerzeugung voran. Seit 2008 verfolgen sie ihre Ausbauoffensive Er-

neuerbare Energien. Das Ziel: ab 2025 so viel Ökostrom in eigenen Anlagen 

zu erzeugen, wie München verbraucht sowie den Münchner Bedarf an Fern-

wärme bis spätestens 2040 CO2-neutral zu decken.  

 

Aktuell produzieren die SWM bereits etwa 6,3 Milliarden Kilowattstunden 

Ökostrom pro Jahr – das entspricht rund 90 Prozent des Münchner Ver-

brauchs. Beim Ausbau der Ökostromerzeugung haben Projekte im Großraum 

München Vorrang. Schon heute betreiben die SWM in und um München 81 

Strom-, Wärme- und Kälteerzeugungsanlagen, die regenerative Energien nut-

zen. Viele regionale Projekte sind in Planung. In der Stadt liegt der Fokus auf 

der Dach-Photovoltaik. Daneben wollen die SWM im Umland weitere Photo-

voltaik-Freiflächenanlagen auf eigenen Flächen sowie auf Pachtflächen errich-

ten und betreiben. Mehr Informationen auf www.swm.de/energiewende. 

http://www.solarfuerkinder.de/
mailto:matthias@solarbildung.org
http://www.solarbildung.org/
http://www.swm.de/energiewende
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München, 31.07.2023  

Auf zur 21. MVV-Stadtrallye 2023 - Rätsel-Spaziergänge rund 

um den Odeonsplatz und von Neu- nach Altperlach   

Kostenlos rätseln und dabei Neues entdecken – bei Streifzügen durch zwei 

Münchner Stadtviertel! Die 21. MVV-Stadtrallye führt einmal rund um  

den Odeonsplatz und von Neuperlach bis Altperlach. Ab jetzt können 

Rätselbegeisterte die Touren direkt auf ihrem Handy starten unter 

www.mvv-stadtrallye.de – oder sich den Fragebogen herunterladen unter 

www.mvv-muenchen.de/stadtrallye. 

Wussten Sie, dass München einen Hachinger Bach, einen Viscardihof und einen 

Pfanzeltplatz hat? Die 21. MVV-Stadtrallye eignet sich für Jung und Alt und ist dazu 

gedacht, das eigene Viertel mal zu verlassen und in andere wunderschöne 

Münchner Ecken einzutauchen, zum Beispiel in das Gebiet zwischen Altstadt und 

Maxvorstadt – oder die versteckten Schätze von Perlach zu entdecken.  

 

21. MVV-Stadtrallye führt ins “Grenzgebiet” zwischen Altstadt und Maxvorstadt 

König Ludwig I. drückte dem Gebiet zwischen Odeon- und Wittelsbacherplatz 

seinen Stempel auf. So sehr, dass die Stadt München dem eigenwilligen König 

noch zu Lebzeiten ein Denkmal geschenkt hat.  

 

Ganz modern geht es im zweiten Teil der Rallye los 

Wer nicht in Neuperlach lebt, für den ist meist das PEP das Zentrum dieses 

Stadtviertels. Doch es lohnt sich, das Einkaufszentrum zu verlassen und auf einem 

grünen Weg über eine Brücke nach Perlach zu spazieren. Zur alten Dorfkirche und 

dem idyllischen Dorfplatz mit Maibaum, entlang des Hachinger Baches stehen 

Häuser, die einiges über ihre früheren Bewohner und Handwerker erzählen. 

Wunderbar verweilen lässt es sich am Pfanzeltplatz – mit Eisdiele, einer Bäckerei 

und dem Geschichtsbrunnen.  
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Beide Stadtviertel sind mit den Öffentlichen gut zu erreichen 

Bestens unterwegs sind die Teilnehmenden mit einer MVV-Tageskarte oder dem 

Deutschlandticket. Die Tour dauert in beiden Stadtvierteln jeweils eine Stunde, je 

nachdem, wie viele Pausen eingelegt werden. Natürlich kann die Rallye auch auf 

zwei Tage aufgeteilt werden.  

 

Mitmachen ist ganz einfach 

Ganz egal, ob alleine oder zu zweit, als Familie, in kleinen oder großen Gruppen – 

alle, die die Stadt München mal anders sehen wollen, rätseln mit – und das schon 

seit mehr als 20 Jahren! Der Fragebogen zur 21. MVV-Stadtrallye kann jetzt auf 

www.mvv-stadtrallye.de direkt über das Smartphone abgerufen werden, beim 

Eingeben der Lösung wird dann sofort angezeigt, ob die Antwort stimmt. 

Alle Fragebögen und Lösungen gibt es auch auf www.mvv-

muenchen.de/stadtrallye. 

 

Stets aktuelle Fahrpläne und Informationen zur An- und Abreise zur 21. MVV-

Stadtrallye gibt es über die digitalen Auskunftskanäle des MVV – im Web unter 

www.mvv-auskunft.de sowie in der MVV-App (für Android und iOS). 
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